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GEW-Hauptvorstand • Postfach 90 04 09 • 60444 Frankfurt am Main 

 
An 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

     - per e-mail an IV b 4 -  

Bundesministerium der Finanzen 

     - per e-mail an I B 2 -  

 
 Frankfurt, 14. Dezember 2016 
  Telefon: 069/78973-206 

 Fax: 069/78973-201 

 E-Mail: gesa.bruno-latocha@gew.de 
 

 

 

Stellungnahme zum Entwurf eines Betriebsrentenstärkungsgesetzes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 3. November nehmen wir wie nachfolgend ausgeführt 

Stellung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Andreas Gehrke 
 
 
 
 
 
 



2 
 

Die GEW verweist in allen Punkten auf die Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes, die 

von der GEW als DGB-Mitgliedsgewerkschaft voll mitgetragen wird. Darüber hinaus sieht die GEW 

mit Blick auf die von ihr vertretenen Beschäftigten in den Bildungsberufen eine besondere Schwäche 

der vorgesehenen Regelungen in der ausschließlichen Beschränkung der vorgesehenen 

Neuregelungen zum bAV-Förderbetrag auf „kapitalgedeckte Systeme“ sowie in dem Fortbestand der 

bestehenden deutlichen Schlechterstellung umlage- und mischfinanzierter Betriebsrentensysteme 

hinsichtlich der steuerlichen und beitragsrechtlichen Behandlung in der Finanzierungs- und in der 

Auszahlungsphase. 

Die Beschäftigungsbedingungen im Bildungsbereich in Deutschland werden dominiert vom 

öffentlichen Dienst und ihm nachgebildeten Regelungen durch Anwendungs-Tarifverträge, kirchliche 

AVR oder arbeitsvertragliche Bezugnahmen. Jede Schwächung oder unterbliebene Stärkung der 

betrieblichen Altersversorgung im öffentlichen Dienst geht daher zwingend zu Lasten auch der 

Bildungsbeschäftigten. Nicht nur der unmittelbare öffentliche und kirchliche Dienst gehört diesem 

System an, auch viele Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege, die auch im Bildungsbereich tätig 

sind, haben sich freiwillig der großen Solidargemeinschaft der Beteiligten der 

Zusatzversorgungskassen des öffentlichen Dienstes angeschlossen. Doch gerade letzteres steht unter 

Druck, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufgrund nachteiliger steuerlicher und 

sozialversicherungsrechtlicher Regelungen eine höhere finanzielle Belastung zu tragen haben, als es 

der Fall wäre, wenn für diese Systeme gleiche Bedingungen wie im Bereich der kapitalgedeckten 

betrieblichen Altersversorgung geben würde. Gleiches gilt für den weiten Bereich öffentlicher 

Dienstleistungen, in denen eine unmittelbare Konkurrenz zu privatwirtschaftlich erbrachten 

Dienstleistungen steht. Die hiermit verbundene Schwächung der Solidargemeinschaft der 

Zusatzversorgungskassen sieht die GEW ebenfalls mit Sorge. 

Die umlage- oder mischfinanzierten Zusatzversorgungskassen haben sich gerade in der Finanzkrise 

2009 sowie der nachfolgenden und andauernden Niedrigzinsphase als stabile und nachhaltig 

finanzierte Einrichtungen erwiesen. In einem Bereich, dessen Fortbestand dem Grunde nach außer 

Frage steht, ist diese Form der Finanzierung  einzelwirtschaftlich wie volkswirtschaftlich effizient – 

und das ist bei der Erbringung öffentlicher Dienstleistungen (egal ob direkt oder durch Finanzierung 

über öffentliche Kassen) zweifelsfrei der Fall. Das Leistungsspektrum der Zusatzversorgung des 

öffentlichen Dienstes lässt sich unter aktuellen Kapitalmarktbedingungen nicht zu einem 

vergleichbaren „Preis“ bei rein kapitalgedeckten Einrichtungen versichern. Diesen Vorteil können die 

Kassen nur unzureichend an die Arbeitgeber und Versicherten weitergeben, da die Arbeitgeber durch 
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Sozialversicherungsbeiträge und Pauschalsteuern belastet sind, die Beschäftigten durch doppelte 

Beitragszahlung zur KV/PV (in der Ein- und Auszahlungsphase), fehlende Steuerfreiheit der 

Arbeitnehmerumlagen sowie bei mittleren bis höheren Einkommen durch die Individualversteuerung 

der die Freibeträge des § 3 Nr. 56 EStG und § 40b EStG übersteigenden Arbeitgeberumlagen. Der 

Verweis auf die in der Auszahlungsphase erfolgende Besteuerung nur mit dem Ertragsanteil vermag 

hier nicht zu überzeugen: Dem Arbeitgeber hilft das in der Finanzierungsphase nichts, und die 

Beschäftigten haben im Regelfall in der Beitragsphase eine weit höhere Grenzsteuerbelastung. 

Gerade bei den Zusatzversorgungskassen, bei denen der Zusammenhang zwischen Umlagen-

/Beitragshöhe und Leistungsversprechen sehr locker ist, wäre eine nachgelagerte Besteuerung die 

einzig sach- und leistungsgerechte Form der Besteuerung. 

Beschäftigte der Branche Erziehung und Unterricht außerhalb des öffentlichen Dienstes weisen mit 

rund 20 Prozent eine weit unterdurchschnittliche Verbreitung der betrieblichen Alterssicherung auf. 

Es kann nicht Ziel gewerkschaftlicher Tarifpolitik sein, für diesen hochgradig zersplitterten und von 

prekärer Beschäftigung dominierten Bereich neu gegründete eigene kapitalgedeckte 

Versorgungskassen aufzubauen. Diesen würde es unter den derzeitigen Rahmenbedingungen am 

Kapitalmarkt schwerlich gelingen, für Arbeitgeber und Beschäftigte attraktive Angebote anzubieten. 

Funktional wäre es hingegen, in diesen Bereichen auch mit Blick auf die betriebliche Altersversorgung 

eine Angleichung an den öffentlichen Dienst anzustreben. Auch dies wird dadurch konterkariert, dass 

die Benachteiligung der Zusatzversorgungssysteme mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz erneut 

nicht angegangen wird. In diesem Zusammenhang wäre es auch hilfreich, den bAV-Förderbetrag für 

Geringverdiener auch für nicht voll kapitalgedeckte Kassen zuzulassen, denn gerade im Bereich 

kleiner, nicht tarifgebundener freier Bildungs- oder Jugendhilfeträger sind viele Beschäftigte mit 

niedrigen Entgelten zu finden. 

Die GEW erwartet keine Besserstellung der öffentlichen Bediensteten, aber sie fordert eine 

Gleichstellung der Betriebsrentensysteme unabhängig von ihrem konkreten Finanzierungssystem. 

Mindestens aber muss die gegenseitige Anrechnung der steuerlichen Freibeträge in § 3 Nr. 63 EStG 

(für voll kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung) und in § 3 Nr. 56 EStG (für nicht voll 

kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung) so ausgestaltet werden, dass der steuerfreie 

Dotierungsrahmen in der Summe für alle Beschäftigten gleich hoch ist, egal wo sie versichert sind. 

Das ist derzeit nicht der Fall. Zur Verdeutlichung sind nachfolgend die geltenden Regelungen 

zusammengestellt: 
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Art der 
Finanzierung 

Besteuerung der 
Aufwendung 

SV-Beitragspflicht 
der Aufwendung 

Steuer und SV 
Leistung 

Beitrag 
(Kapitaldeckung) 
Arbeitgeber 

steuerfrei nach § 3 Nr. 63 
EStG bis 4 % der BBG RV 

West, bei 
Beschäftigungsbeginn 

nach 2004: plus 1.800 € 

Beitragsfrei soweit 
steuerfrei bis 4% 
der BBG RV West 

Voll steuerpflichtig, 
soweit 

Finanzierung 
steuerfrei; 

voll KV/PV-pflichtig 

Beitrag 
(Kapitaldeckung) 
Arbeitnehmer 

steuerfrei nach § 3 Nr. 63 
EStG, soweit Freibetrag 

nicht durch Arbeitgeber-
beitrag verbraucht 

Beitragsfrei soweit 
steuerfrei bis 

insges. 4% der BBG 
RV West 

Bei Verzicht auf 
Steuerfreiheit nach  

§ 3 Nr. 63 EStG: Förderung 
nach Abschnitt 10a EStG 

Bei Verzicht auf 
Steuerfreiheit nach  
§ 3 Nr.63 EStG: voll 

beitragspflichtig 

Umlage 
Arbeitgeber 

Steuerfrei bis 2% BBG RV 
West nach  

§ 3 Nr. 56 EStG, soweit 
Freibetrag nicht durch §3 
Nr. 63 EStG aufgebraucht 

voll 
beitragspflichtig 

 

Voll steuerpflichtig, 
soweit 

Finanzierung 
steuerfrei; 

voll KV/PV-pflichtig 

Übersteigender Betrag bis 
1073€ (VBL West: 1104€) 
pauschal versteuert durch 

Arbeitgeber 

teilw. 
beitragspflichtig 

(Hinzurechnungs-
betrag §1 Abs.1  

S.3 u.4 SvEV) 

Soweit 
Finanzierung 

steuerpflichtig: Nur 
Ertragsanteil 

steuerpflichtig; 
voll KV/PV-pflichtig 

 

Übersteigender Betrag voll individuell zu 
versteuern und verbeitragen 

Umlage 
Arbeitnehmer  

voll steuerpflichtig beitragspflichtig 

 

Viele Zusatzversorgungskassen erheben sowohl Umlagen als auch Beiträge im Kapitaldeckungs-

verfahren. Zudem besteht inzwischen überall im öffentlichen Dienst ein Anspruch auf Entgelt-

umwandlung in eine freiwillige Versicherung bei den jeweiligen Zusatzversorgungskassen. Durch die 

Anrechnungsregeln zwischen § 3 Nr.63 EStG und § 3 Nr.56 EStG wird die Steuerfreiheit der Umlagen 

auch dann vollständig verdrängt, wenn die Summe aus Beiträgen und Umlagen weniger als vier 

Prozent der BBG beträgt. Das ist schon heute so, da der Dotierungsrahmen nach § 3 Nr. 56 EStG erst 

bis 2025 auf vier Prozent der BBG anwächst: 
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Fiktives Beispiel („Altzusage“, d.h. Beschäftigung schon seit vor 2005, Entgelt in Höhe ½ BBG West):  

Umlage in Höhe von 2 % der BBG (vier Prozent des Entgelts), Beitrag zur Kapitaldeckung von 2 % der 

BBG (vier Prozent des Entgelts):  

Der Beitrag ist nach § 3 Nr.63 EStG steuerfrei.  

Der Höchstbetrag nach § 3 Nr.56 EStG (derzeit 2 Prozent BBG) vermindert sich um die nach § 

3 Nr.63 EStG steuerfreien Beiträge.  

Folge: Die Umlage bleibt voll steuerpflichtig. 

 

Aufgrund der Ausgestaltung der Anrechnungsvorschrift zwischen § 3 Nr. 56 EStG und § 3 Nr. 63 EStG 

bewirkt, dass die Beschäftigten in Mischfinanzierten Kassen in der Summe weniger steuerfreie 

Dotierungsmöglichkeiten haben als bei einer reinen Kapitaldeckung oder selbst bei einer reinen 

Umlagefinanzierung. Dieser „Verdrängungsmechanismus" würde auch bei einer Erhöhung des 

Dotierungsrahmens von § 3 Nr. 63 EStG weiter wirken. 

Daher fordert die GEW, dass der Dotierungsrahmen von § 3 Nr. 56 EStG demjenigen von § 3 Nr. 63 

EStG entsprechen muss. Damit würden die Versicherten der Zusatzversorgungskassen hinsichtlich 

der Arbeitgeberbeiträge zu ihrer betrieblichen Altersversorgung steuerlich denen in der 

Privatwirtschaft gleichgestellt, es verblieben lediglich die Nachteile in der 

sozialversicherungsrechtlichen Behandlung. Die volle Steuerpflicht der Arbeitnehmeranteile an den 

Umlagen muss ebenfalls beseitigt werden, da sie die Beschäftigten, deren Zusatzversorgungskasse 

einen solchen verlangt, erheblich schlechter stellt als andere Beschäftigte. Die Pauschalversteuerung 

der laufenden Umlagen nach § 40b EStG Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 und 2 EStG könnte dann entfallen. 

Alternativ ließe sich die Anrechnungsvorschrift „umdrehen“: Soweit Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 

EStG in Anspruch genommen wird, vermindert sich der steuerfreie Betrag in § 3 Nr. 63 EStG 

entsprechend. Da die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 ab 2020 auf drei und ab 2025 auf vier Prozent 

der Beitragsbemessungsgrenze (RV West) ansteigt, wäre durch letzteres zumindest mittelfristig eine 

Annäherung erreicht, da vier Prozent der BBG für einen großen Teil der Beschäftigten ausreichen, um 

die Arbeitgeberumlage voll steuerfrei zu stellen.  

 


